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Lkw-Fahrer: Arbeitstägliche Fahrt zum Stammsitz nur mit der Entfernungspauschale 

abziehbar 

Jetzt ist es amtlich: Seit der Reform des steuerlichen Reisekostenrechts zum 01.01.2014 ist 

das erste Finanzgerichtsurteil über die Fahrtkosten von auswärts tätigen Lkw-Fahrern 

gefallen. Wir haben schon mehrfach angedeutet, wie nach neuem Recht zu verfahren sein 

dürfte, jetzt herrscht - zumindest fürs Erste - Gewissheit: Auswärts tätige Lkw-Fahrer dürfen 

die Kosten ihres Arbeitswegs teilweise nur noch mit der Entfernungspauschale in ihrer 
Einkommensteuererklärung ansetzen. 

Geklagt hat ein angestellter Fahrer, der arbeitstäglich von seiner Wohnung zum Stammsitz 

seines Arbeitgebers fuhr. Allerdings holte er dort nur "seinen" leeren Lkw ab, um ihn 

anschließend auf Baustellen zum Transport von Schüttgut einzusetzen. Nach altem Recht 

war das eine typische Auswärtstätigkeit. Der Vorteil war, dass der Fahrer seinen gesamten 

Arbeitsweg - also Hin- und Rückfahrt zwischen seiner Wohnung und der Arbeitsstätte - und 
nicht nur die einfache Entfernungspauschale ansetzen konnte. 

Auch nach neuem Recht liegt eine Auswärtstätigkeit vor. Der Lkw-Fahrer berief sich im 

Streitfall also erfolgreich darauf, gar keine "erste Tätigkeitsstätte" zu haben. Seine 

Argumentation führte dennoch nicht zum Erfolg. Denn das Finanzgericht Nürnberg (FG) 

stellte klar, dass nicht nur eine erste Tätigkeitsstätte zum Ansatz der Entfernungspauschale 
führen kann. 

Auch eine Art Sammelstelle, die arbeitstäglich angefahren wird, wird steuerlich wie eine 

erste Tätigkeitsstätte bewertet. Und genau darum handelte es sich im Streitfall. Ein 

wichtiges Argument für das FG war, dass der Fahrer dauerhaft denselben Ort - nämlich den 

Stammsitz seines Arbeitgebers - aufgesucht hatte, um von dort seine Tätigkeit aufzunehmen. 
So hatte er es mit seinem Arbeitgeber vereinbart. 

Ob der Fahrer den Lkw am Stammsitz zusätzlich be- oder entlud, war für das FG nicht 

relevant. Die tägliche Anfahrt zum immer selben Ort reichte aus, um dem Arbeitnehmer den 
Ansatz der doppelten Entfernung zu versagen. 

Hinweis: Sie haben noch Beratungsbedarf zu den Möglichkeiten, Ihre Fahrtkosten steuerlich 
abzusetzen? Wir informieren Sie gern zu den Details Ihres Einzelfalls. 

 

Streit mit dem Vermieter: Mieter kann Zivilprozesskosten nicht steuerlich absetzen 

Wenn sich Mietparteien in einen Rechtsstreit begeben, sind die Rechtsanwalts- und 

Gerichtskosten des Mieters in der Regel nicht als außergewöhnliche Belastungen absetzbar - 

dies geht aus einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor. Grund sind die 

strengen Abzugsregeln für Zivilprozesskosten, die von der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung in 2015 reaktiviert wurden; danach ist ein Kostenabzug nur möglich, wenn 

der Prozess existenzielle Bedeutung hat. Der Bürger müsste ohne den Rechtsstreit Gefahr 

laufen, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse nicht 

mehr im üblichen Rahmen befriedigen zu können. 
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Im zugrundeliegenden Fall hatte ein Vermieter ein Mietverhältnis wegen Eigenbedarfs 

gekündigt; der Mieter war jedoch erst aufgrund einer Zwangsräumung ausgezogen. In einem 

späteren Zivilprozess nahm der Vermieter den Mieter auf Miet- und 

Entschädigungszahlungen in Anspruch. Der Mieter machte hiergegen eine vollständige 

Mietminderung wegen Verstößen gegen baurechtliche Vorschriften geltend und erklärte 

hilfsweise die Aufrechnung mit Gegenansprüchen, die ihm wegen der kurzfristigen 

Anmietung adäquaten Ersatzwohnraums entstanden seien. Schlussendlich wurde dem 
Vermieter ein Betrag von 1.900 EUR zugesprochen. 

Der Mieter machte seine Anwalts- und Gerichtskosten für die Mietrechtsstreitigkeiten später 

in Höhe von rund 15.500 EUR in seiner Einkommensteuererklärung als außergewöhnliche 

Belastungen geltend. Der BFH ließ die Kosten jedoch nicht zum Abzug zu, weil er keinen 

existenziellen Bereich des Mieters betroffen sah. Zwar kommt dem Wohnen laut Gericht 

grundsätzlich existenzielle Bedeutung zu. Der Umstand, dass ein Mieter seine Wohnung 

räumen und herausgeben muss, führt aber regelmäßig nicht dazu, dass der Prozess 

existenziell wichtige Bereiche berührt. Im vorliegenden Rechtsstreit ging es nicht einmal 

darum, das Wohnen als existenzielles Bedürfnis sicherzustellen, sondern um Ansprüche auf 

Mietzahlungen, Gegenansprüche und Schadensersatz aus einem beendeten Mietverhältnis 

durchzusetzen. Der Ausgang des Verfahrens mag für den Mieter zwar von erheblicher 

wirtschaftlicher Bedeutung gewesen sein, er lief indes nicht Gefahr, ohne den Rechtsstreit 
seine Existenzgrundlage zu verlieren. 

Hinweis: Das Urteil zeigt, dass Mieter Zivilprozesskosten infolge von Mietstreitigkeiten in der 

Regel nicht steuermindernd einsetzen können. Anders sieht es bei Vermietern aus: Sie 

dürfen ihre Anwalts- und Gerichtskosten in aller Regel als Werbungskosten bei den 
Vermietungseinkünften absetzen, da die Kosten durch diese Einkunftsart veranlasst sind. 

 

Kinderbetreuungskosten: Welche Kosten als Sonderausgaben abzugsfähig sind 

Eltern können die Kosten für die Betreuung ihrer Kinder in ihrer Einkommensteuererklärung 

absetzen; das Finanzamt erkennt zwei Drittel, maximal 4.000 EUR pro Kind, als 

Sonderausgaben an. Voraussetzung hierfür ist, dass das betreute Kind zwischen 0 und 13 
Jahren alt ist, zum eigenen Haushalt gehört und ein eigenes Kind oder ein Pflegekind ist. 

Hinweis: Eltern müssen allerdings eine Rechnung für die Leistung erhalten und die Zahlung 

unbar auf das Konto des Leistungserbringers veranlasst haben (per Einzelüberweisung, 
Dauerauftrag oder Einzugsermächtigung). Barzahlungen werden vom Fiskus nicht akzeptiert. 

Zu den absetzbaren Betreuungskosten gehören unter anderem Aufwendungen für 

• die Unterbringung in Kindergärten, Kindertagesstätten, Kinderhorten, Kinderheimen, 

Kinderkrippen sowie bei Tagesmüttern, Wochenmüttern und in 

Ganztagspflegestellen, 

• die Beschäftigung von Kinderpflegern und Erziehern, 

• die Beschäftigung von Haushaltshilfen zur Kinderbetreuung und 
• die Beaufsichtigung des Kindes bei den Hausaufgaben. 
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Hinweis: Nicht abziehbar sind die Kosten für Unterrichtsleistungen (Nachhilfe, 

Musikunterricht, Fremdsprachenunterricht, Computerkurse), Freizeitaktivitäten 
(Reitunterricht, Vereinsmitgliedschaften) und die Verpflegung des Kindes. 

Erfolgt die Kinderbetreuung durch nahe Angehörige, ist ein steuerlicher Abzug der Kosten 

nur möglich, wenn klare, eindeutige und nachvollziehbare Vereinbarungen für die Betreuung 

getroffen wurden, die fremdüblich sind. Lebt eine Großmutter im Haushalt ihrer Tochter und 

betreut sie dort ihren Enkel, ist im Regelfall kein steuerlicher Kostenabzug erlaubt, weil die 

Finanzämter hier in der Regel von einer familiengerechten Grundlage für die Betreuung 
ausgehen. 

Nimmt die Familie ein Au-pair auf, fallen hierfür in der Regel sowohl abziehbare 

Aufwendungen für die Kinderbetreuung als auch nicht abziehbare Aufwendungen für 

Hausarbeiten an. Sofern Eltern dem Finanzamt in einem solchen Fall nicht den Umfang der 

Kinderbetreuungskosten nachweisen (z.B. durch Festlegung der Au-pair-Tätigkeiten im 

Vertrag), können sie pauschal einen Anteil von 50 % der Au-pair-Kosten als 
Kinderbetreuungskosten absetzen. 

 

Rechnungsberichtigung: Europäischer Gerichtshof erkennt Rückwirkung an 

Für den Vorsteuerabzug ist eine ordnungsgemäße Rechnung erforderlich - diese Grundregel 

sollte jeder Unternehmer kennen. In der Hektik des Unternehmensalltags rutscht jedoch 

immer mal wieder eine nicht ordnungsgemäße Rechnung durch. Dies fällt schlimmstenfalls 

erst bei der Betriebsprüfung auf. Spätestens dann gilt es, eine berichtigte Rechnung beim 
Vertragspartner anzufordern.  

Bislang war das Problem durch die berichtigte Rechnung allerdings noch nicht erledigt. Denn 

die deutsche Finanzverwaltung vertrat die Auffassung, dass die Berichtigung keine 

Rückwirkung entfaltet. Das bedeutete, dass erst mit Erhalt der korrekten Rechnung ein 

Vorsteuerabzug möglich war. Da der Vorsteuerabzug jedoch schon bei Erhalt der ersten 

Rechnung - unberechtigt - geltend gemacht worden war, fielen für den Zeitraum bis zum 
Erhalt der zweiten Rechnung Zinsen in Höhe von 6 % pro Jahr an. 

Diese Zinsbelastung ist nun durch ein Urteil des Europäischen Gerichtshof (EuGH) 

weggefallen. Der EuGH hat nämlich entschieden, dass die Berichtigung auf den 

ursprünglichen Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs zurückwirkt. Zinsen kann die 
Finanzverwaltung daher nicht mehr verlangen.  

Hinweis: Dieses Urteil hilft allerdings nicht in den Fällen, in denen überhaupt keine Rechnung 
vorliegt. Dann ist nach wie vor kein Vorsteuerabzug möglich. 
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Umsatzsteuererklärung: Elektronische Abgabe ist und bleibt verpflichtend 

Bei der Umsatzsteuer besteht eine Pflicht zur elektronischen Übermittlung der 

Steuererklärungen. Das bedeutet, dass Sie als Unternehmer sowohl die Umsatzsteuer-

Voranmeldungen als auch die Umsatzsteuer-Jahreserklärung elektronisch an das Finanzamt 

übermitteln müssen. Die Finanzverwaltung sieht dafür das ELSTER-Verfahren vor. Gegen 

diese Form der Übermittlung der Steuererklärungen werden aber immer wieder 
Sicherheitsbedenken vorgebracht. 

Auch das Finanzgericht Thüringen (FG) musste sich jüngst damit beschäftigen. In dem 

Verfahren wollte ein Rechtsanwalt von der Pflicht zur elektronischen Abgabe befreit werden. 

Er gab unter anderem an, die ELSTER-Software aufgrund eines Virus bzw. Trojaners nicht 

mehr nutzen zu können. Zum Schutz seiner Mandanten sei er dazu verpflichtet, seine Kanzlei 

unter Meidung des Internets zu betreiben. Lediglich für die Korrespondenz mit seinen 

Mandanten habe er einen Laptop mit Internetanschluss. Steuererklärungen werde er damit 
aber auf keinen Fall versenden. 

Das FG ist den Argumenten des Rechtsanwalts nicht gefolgt. Denn die Pflicht zur 

elektronischen Abgabe ergibt sich aus dem Umsatzsteuergesetz, welches gegen keine 

Verfassungsgrundsätze verstößt. Ziel der Verpflichtung ist es, die Arbeitsabläufe in den 

Finanzämtern zu erleichtern. Allgemeine Sicherheitsbedenken müssen dahinter 
zurücktreten. 

Hinweis: In Härtefällen kann die Finanzverwaltung eine Befreiung aussprechen. Ein solcher 

lag im Urteilsfall jedoch nicht vor, da der Rechtsanwalt bereits im Vorjahr eine elektronische 

Erklärung abgegeben hatte und außerdem über einen Laptop mit Internetzugang verfügte. 

Was ein Härtefall ist, ist nicht genau gesetzlich geregelt. Denkbar ist aber zum Beispiel ein 
Unternehmer, der überhaupt keinen Zugang zu Computern hat. 

 

Kirchensteuer auf Kapitalerträge: Ländererlasse stellen Grundsätze zum Datenabruf und 

Steuereinbehalt dar 

Banken und Versicherungen müssen von den Kapitalerträgen ihrer Kunden Kirchensteuer 

einbehalten, wenn letztere einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft angehören. Für 

den Einbehalt müssen die Institute zunächst die elektronischen 
Kirchensteuerabzugsmerkmale (KiStAM) beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) erfragen. 

Die obersten Finanzbehörden der Länder haben die Grundsätze zum Datenabruf und 
Steuereinbehalt in gleichlautenden Erlassen zusammengefasst. Danach gilt: 

• Institute, die zum Kirchensteuerabzug verpflichtet sind, müssen einmal jährlich im 

Zeitraum vom 01.09. bis zum 31.10. beim BZSt die KiStAM für Kunden abfragen, für 

deren Rechnung sie möglicherweise Kapitalertragsteuer einbehalten müssen. Die 

KiStAM werden dann zum Stichtag des 31.08. geliefert und müssen für das gesamte 
Folgejahr verwendet werden. 
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• Die Institute müssen ihren Kunden während der Dauer der Geschäftsbeziehungen 

mindestens einmal den Hinweis erteilen, dass letztere den Datenabruf unterbinden 

können, indem sie einen widerruflichen Sperrvermerk beim BZSt setzen lassen. Wird 

ein solcher Vermerk vom Kunden gesetzt, erhält das Institut statt der KiStAM einen 

Nullwert geliefert. 

• Da bei Kunden mit gesetztem Sperrvermerk keine Kirchensteuer von den 

Kapitalerträgen einbehalten wird, müssen diese später eine Steuererklärung zum 

Zweck der Veranlagung zur Kirchensteuer abgeben oder ihre Kapitalerträge in ihrer 
Einkommensteuererklärung nacherklären. 

Hinweis: Die Grundsätze der Ländererlasse sind in erster Linie für Banken, Versicherungen 

und Kapitalgesellschaften relevant, die Kirchensteuerbeträge einbehalten müssen. 

Interessante Informationen liefern sie aber auch für Kunden, die einen Sperrvermerk 
beantragen wollen. 

 

 

Diese aktuelle Steuerinformation erhalten Sie als Service von Ihrem Steuerberater.  

Für weitere Fragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

Ihr Steuerberater Michael Koch & Team 

 

 

Dipl.-Finanzwirt 

MICHAEL KOCH 

Steuerberater 
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